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Gesetz  
zur Änderung des Niedersächsischen  

Datenschutzgesetzes und zur Änderung kommunal- 
und brandschutzrechtlicher Vorschriften 

Gesetz  
zur Änderung des Niedersächsischen  

Datenschutzgesetzes und zur Änderung kommunal- 
und brandschutzrechtlicher Vorschriften 

  
Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes Änderung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes 
  
 Das Niedersächsische Datenschutzgesetz in der 
Fassung vom 29. Januar 2002 (Nds. GVBl. S. 22), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 
2011 (Nds. GVBl. S. 210), wird wie folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Datenschutzgesetz in der 
Fassung vom 29. Januar 2002 (Nds. GVBl. S. 22), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 
2011 (Nds. GVBl. S. 210), wird wie folgt geändert: 

  
1. In § 2 Abs. 4 werden die Worte „des Niedersächsi-

schen Datenschutzgesetzes vom 17. Juni 1993 
(Nds. GVBl. S. 141)“ gestrichen. 

1. unverändert 

  
2. Es wird der folgende neue § 24 eingefügt:  2. Es wird der folgende neue § 24 eingefügt:  
  

„§ 24 „§ 24 
Datenverarbeitung bei Dienst- und  

Arbeitsverhältnissen 
Datenverarbeitung bei Dienst- und  

Arbeitsverhältnissen 
  

 (1) Die beamtenrechtlichen Vorschriften über 
die Führung von Personalakten gemäß § 50 des 
Beamtenstatusgesetzes und §§ 88 bis 95 des Nie-
dersächsischen Beamtengesetzes sind für alle 
nicht beamteten Beschäftigten einer öffentlichen 
Stelle entsprechend anzuwenden, soweit tarifver-
traglich nichts anderes geregelt ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) 1__________ (jetzt Satz 5) 2Werden 
Feststellungen über die Eignung einer Bewer-
berin oder eines Bewerbers für ein Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis durch ärztliche oder psycho-
logische Untersuchungen oder Tests getroffen, 
so darf die Einstellungsbehörde von der untersu-
chenden Person oder Stelle in der Regel nur das 
Ergebnis der Eignungsuntersuchung und solche 
Feststellungen anfordern, die die gesundheitli-
che Eignung beeinträchtigen können (Risikofak-
toren). 3Weitere personenbezogene Daten darf sie 
nur anfordern, wenn sie die Bewerberin oder den 
Bewerber zuvor schriftlich über die Gründe da-
für unterrichtet hat. 4__________ (jetzt in Satz 3) 
5Die Weiterverarbeitung der __________ übermit-
telten und gespeicherten Daten ist nur mit schrift-
licher Einwilligung der Bewerberin oder des Be-
werbers zulässig.“ 

 (2) 1Die Weiterverarbeitung der bei ärztlichen 
oder psychologischen Untersuchungen und Tests 
zum Zwecke der Eingehung eines Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisses erhobenen Daten ist nur mit 
schriftlicher Einwilligung der Bewerberin oder des 
Bewerbers zulässig. 2Die Einstellungsbehörde darf 
von der untersuchenden Person oder Stelle grund-
sätzlich nur das Ergebnis der Eignungsuntersu-
chung und die dabei festgestellten Risikofaktoren 
anfordern. 3Fordert die Einstellungsbehörde die 
Übermittlung weiterer personenbezogener Daten 
an, so hat sie die Gründe hierfür aufzuzeichnen. 
4Sie hat die Bewerberin oder den Bewerber in die-
sen Fällen zu unterrichten.“ 
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Artikel 2 Artikel 2 
Neubekanntmachung des Niedersächsischen  

Datenschutzgesetzes 
Neubekanntmachung des Niedersächsischen  

Datenschutzgesetzes 
  
 Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und 
Sport wird ermächtigt, das Niedersächsische Daten-
schutzgesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit 
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstim-
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

unverändert 

  
  

Artikel 3 Artikel 3 
Änderung des Niedersächsischen  

Finanzverteilungsgesetzes 
Änderung des Niedersächsischen  

Finanzverteilungsgesetzes 
  
 Nach § 5 des Niedersächsischen Finanzvertei-
lungsgesetzes in der Fassung vom 13. September 2007 
(Nds. GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279), wird 
der folgende § 6 eingefügt: 

 Im Niedersächsischen Finanzverteilungsgesetz__ 
in der Fassung vom 13. September 2007 (Nds. GVBl. 
S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279), wird der folgende 
§ 6 eingefügt: 

  
„§ 6 „§ 6 

Kostenausgleich bei Zuständigkeitsänderungen im  
kommunalen Bereich 

Kostenausgleich bei Zuständigkeitsänderungen im  
kommunalen Bereich 

  
 (1) 1Wird einer Kommune durch das Land nicht nur 
für einen Einzelfall eine Aufgabe übertragen oder zuge-
wiesen, deren Erfüllung nach den Rechtsvorschriften ei-
ner anderen Kommune obliegt, und wird zwischen den 
beteiligten Kommunen eine Vereinbarung über einen 
Kostenausgleich oder einen Verzicht auf einen Kosten-
ausgleich nicht getroffen, so erstattet die von der Aufga-
be entlastete Kommune der anderen Kommune, die 
durch die Übertragung oder Zuweisung der Aufgabe 
verursachten notwendigen Verwaltungskosten, soweit 
diese nicht durch Erträge gedeckt sind oder gedeckt 
werden können oder durch Finanzzuweisungen des 
Landes für Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 
ausgeglichen werden. 2Die entlastete Kommune erstat-
tet jedoch höchstens einen Betrag in Höhe der bei ihr 
durch die Übertragung oder Zuweisung ersparten Ver-
waltungskosten, soweit diese nicht zuvor durch Erträge 
gedeckt waren oder hätten gedeckt werden können. 

 (1) 1Wird einer Kommune durch das Land nicht nur 
für einen Einzelfall eine Aufgabe übertragen oder zuge-
wiesen, deren Erfüllung nach den Rechtsvorschriften ei-
ner anderen Kommune obliegt, und wird zwischen den 
beteiligten Kommunen eine Vereinbarung über einen 
Kostenausgleich oder einen Verzicht auf einen Kosten-
ausgleich nicht getroffen, so erstattet die von der Aufga-
be entlastete Kommune der anderen Kommune die 
durch die Übertragung oder Zuweisung der Aufgabe 
verursachten notwendigen, pauschaliert zu berech-
nenden ____Kosten, soweit diese nicht durch Erträge 
gedeckt sind oder gedeckt werden können oder durch 
Finanzzuweisungen des Landes für Aufgaben des über-
tragenen Wirkungskreises ausgeglichen werden. 1/1Die 
Kosten setzen sich zusammen aus Verwaltungskos-
ten und Zweckkosten. 2Die entlastete Kommune erstat-
tet jedoch höchstens einen Betrag in Höhe der bei ihr 
durch die Übertragung oder Zuweisung entfallenden 
____Kosten, soweit diese nicht zuvor durch Erträge ge-
deckt waren oder hätten gedeckt werden können. 

  
 (2) Geht als Folge einer Aufgabenübertragung oder 
-zuweisung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 eine weitere 
Aufgabe auf die Kommune über, so ist für diese Aufgabe 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Aufgaben-
übertragungen und -zuweisungen, die vor dem 1. Janu-
ar 2013 vorgenommen wurden und für die eine Erstat-

 (3) unverändert 
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tungspflicht nach § 6 Abs. 3 der Allgemeinen Zuständig-
keitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur 
Ausführung von Bundesrecht vom 14. Dezember 2004 
(Nds. GVBl. S. 589), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 7. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 468), nicht be-
stand.“ 
  
  

Artikel 4 Artikel 4 
Änderung der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung  

für die Gemeinden und Landkreise  
zur Ausführung von Bundesrecht 

Änderung der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung  
für die Gemeinden und Landkreise  
zur Ausführung von Bundesrecht 

  
 § 6 Abs. 3 der Allgemeinen Zuständigkeitsverord-
nung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung 
von Bundesrecht vom 14. Dezember 2004 (Nds. GVBl. 
S. 589), zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. De-
zember 2011 (Nds. GVBl. S. 468), wird gestrichen. 

unverändert 

  
  

Artikel 5 Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über die Neubildung der  

Gemeinde Beverstedt, Landkreis Cuxhaven 
Änderung des Gesetzes über die Neubildung der  

Gemeinde Beverstedt, Landkreis Cuxhaven 
  
 § 3 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Neubil-
dung der Gemeinde Beverstedt, Landkreis Cuxhaven, 
vom 17. Februar 2011 (Nds. GVBl. S. 61) erhält folgen-
de Fassung: 

 § 3 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Neubil-
dung der Gemeinde Beverstedt, Landkreis Cuxhaven, 
vom 17. Februar 2011 (Nds. GVBl. S. 61) erhält folgen-
de Fassung: 

  
„1Soweit die in § 1 genannten bisherigen Gemeinden in 
einem Gebietsänderungsvertrag nichts anderes bestim-
men, gelten ihr Ortsrecht mit Ausnahme der Hauptsat-
zungen in seinem jeweiligen räumlichen Geltungsbe-
reich sowie das Ortsrecht der Samtgemeinde Beverstedt 
als Ortsrecht der Gemeinde Beverstedt fort, jedoch das 
Ortsrecht der bisherigen Gemeinden längstens bis zum 
31. Dezember 2012.“ 

„1Soweit die in § 1 genannten bisherigen Gemeinden in 
einem Gebietsänderungsvertrag nichts anderes bestim-
men, gilt ihr Ortsrecht mit Ausnahme der Hauptsatzun-
gen in seinem jeweiligen räumlichen Geltungsbereich 
fort, __________ (im Übrigen jetzt in Halbsatz 2) jedoch 
__________ längstens bis zum 31. Dezember 2012; das 
Ortsrecht der Samtgemeinde Beverstedt gilt als Orts-
recht der Gemeinde Beverstedt fort.“ 

  
  

Artikel 6 Artikel 6 
Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 
  
 § 29 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 
vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. 2012 S. 269) wird wie 
folgt geändert: 

 § 29 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 
vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. __ S. 269) wird wie folgt 
geändert: 

  
1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 1. unverändert 
  

„Kosten bei Einsätzen und sonstigen Leistungen“.  
  
2. Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 2. Absatz 2 ____ wird wie folgt geändert: 
  

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:  
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aa) unverändert a) In Nummer 3 wird am Ende das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt. 

  
bb) unverändert b) In Nummer 4 wird am Ende der Punkt durch 

das Wort „und“ ersetzt. 
  

cc) Es wird die folgende Nummer 5 ange-
fügt: 

c) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt: 

  
„5. für andere als die in Absatz 1 genannten 

Leistungen, insbesondere die Durchfüh-
rung der Brandverhütungsschau.“ 

„5. für __________ die Durchführung 
der Brandverhütungsschau (Ab-
satz 4 Satz 3).“ 

  
b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Einsät-

ze“ die Worte „und für Leistungen“ einge-
fügt. 

 

  
3. Dem Absatz 4 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 
 

  
„3Für die Brandverhütungsschau ist gebühren- 
oder kostenerstattungspflichtig, wer baurecht-
lich verantwortliche Person (§ 56 der Nieder-
sächsischen Bauordnung) oder Betreiber der 
Anlage nach § 3 Abs. 5 BImSchG ist.“ 

 

  
  

Artikel 6/1  
Änderung des Niedersächsischen  
Kommunalverfassungsgesetzes 

 

  
 In § 160 Abs. 4 Satz 7 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes vom 17. Dezem-
ber 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. 
S. 279), wird die Verweisung „Sätze 4 und 5“ durch 
die Verweisung „Sätze 5 und 6“ ersetzt. 

 

  
  

Artikel 7 Artikel 7 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

  
 (1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Abweichend von Absatz 1 treten  (2) Abweichend von Absatz 1 treten die Artikel 3 

und 4 am 1. Januar 2013 in Kraft. 
  
1. Artikel 3 und 4 am 1. Januar 2013 und 1. wird (hier) gestrichen (jetzt in der Einleitung) 
  

2. wird gestrichen 2. Artikel 6 rückwirkend zum 27. Juli 2012 in Kraft. 
  
 

(Ausgegeben am 29.11.2012) 
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